
 

 

Informationen zum Datenschutz 

_______________________________________________________________________ 

 

1. Wer ist verantwortlich, an wen können Sie sich wenden? 

 

Verantwortlicher für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten bin ich, 

Rechtsanwalt Dr. Sebastian von Thunen. Sie können sich für alle 

Datenschutzanfragen an mich oder an meine/n Datenschutzbeauftragte/n wenden, 

und zwar wie folgt:    

        

 Verantwortlicher Datenschutzbeauftragter 

Anschrift Dr. Sebastian von Thunen  

Lina-Oetker-Str. 2b 

33615 Bielefeld 

VON THUNEN 

z. H. Frau Rabea Jantz 

Lina-Oetker-Str. 2b 

33615 Bielefeld 

Telefon 0521 - 80067012 0521 – 80067030 

Telefax 0521 - 80067097 05021 - 80067097 

E-Mail buero@vonthunen.de datenschutzbeauftragter@vonthunen.de 

 

 

2. Welche Daten verarbeite ich und woher kommen die Daten? 

 

Ich verarbeite personenbezogene Daten, die ich von Ihnen selbst oder von Ihnen 

beauftragten Dritten (z. B. Rechtsanwalt, Steuerberater, Makler, Kreditinstitut) 

erhalte, wie z. B. 

 



- Daten zur Person, z. B. Vor- und Zuname, Geburtsdatum und Geburtsort, 

Staatsangehörigkeit, Familien-stand; im Einzelfall Ihre 

Geburtenregisternummer; 

- Daten zur Kontaktaufnahme, wie z. B. postalische Anschrift, Telefon- und Fax-

Nummern, E-Mail-Adresse; 

- bei Grundstücksverträgen Ihre steuerliche Identifikations-Nummer; 

- in bestimmten Fällen, z. B. bei Eheverträgen, Testamenten, Erbverträgen oder 

Adoptionen, auch Daten zu Ihrer familiären Situation und zu Ihren 

Vermögenswerten sowie ggf. Angaben zur Ihrer Gesundheit oder andere 

sensible Daten, z. B. weil diese zur Dokumentation Ihrer Geschäftsfähigkeit 

dienen; 

- in bestimmten Fällen auch Daten aus Ihren Rechtsbeziehungen mit Dritten wie 

z. B. Aktenzeichen oder Darlehens- oder Konto-Nummern bei Kreditinstituten. 

 

Außerdem verarbeite ich Daten aus öffentlichen Registern, z. B. Grundbuch, 

Handels- und Vereinsregistern.  

 

 

3. Für welche Zwecke und auf welcher Rechtsgrundlage werden die Daten 

verarbeitet? 

 

Die Datenverarbeitung erfolgt auf Ihre Anfrage hin und ist nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. 

b DSGVO zu den genannten Zwecken für die angemessene Bearbeitung des 

Mandats und für die beidseitige Erfüllung von Verpflichtungen aus dem 

Mandatsvertrag erforderlich. Die für die Mandatierung von uns erhobenen 

personenbezogenen Daten werden bis zum Ablauf der gesetzlichen 

Aufbewahrungspflicht für Anwälte (6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem 

das Mandat beendet wurde) gespeichert und danach gelöscht, es sei denn, dass wir 

nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen 

Aufbewahrungs- und Dokumentationspflichten (aus HGB, StGB oder AO) zu einer 

längeren Speicherung verpflichtet sind oder Sie in eine darüber hinausgehende 

Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. a DSGVO eingewilligt haben. 



 

 

4. An wen gebe ich Daten weiter? 

 

Eine Übermittlung Ihrer persönlichen Daten an Dritte zu anderen als den im 

Folgenden aufgeführten Zwecken findet nicht statt. Soweit dies nach Art. 6 Abs. 1 S. 

1 lit. b DSGVO für die Abwicklung des Mandatsverhältnisses mit Ihnen erforderlich 

ist, werden Ihre personenbezogenen Daten an Dritte weitergegeben. Hierzu gehören 

insbesondere die Weitergabe an Verfahrensgegner (insbesondere deren 

Rechtsanwälte) sowie Gerichte und andere öffentliche Behörden zum Zwecke der 

Korrespondenz sowie zur Geltendmachung und Verteidigung Ihrer Rechte. Die 

weitergebenen Daten dürfen von dem Dritten ausschließlich zu den genannten 

Zwecken verwendet werden. Das Anwaltsgeheimnis bleibt unberührt. Soweit es sich 

um Daten handelt, die dem Anwaltsgeheimnis unterliegen, erfolgt eine Weitergabe 

an Dritte nur in Absprache mit Ihnen. 

 

 

5. Werden Daten an Drittländer übermittelt? 

 

Eine Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten in Drittländer erfolgt nur auf 

besonderen Antrag von Ihnen oder wenn und soweit ein Beteiligter in einem Drittland 

ansässig ist. 

 

 

6. Wie lange werden Ihre Daten gespeichert? 

 

Ich verarbeite und speichere Ihre personenbezogenen Daten im Rahmen meiner 

gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. 

 

Nach Ablauf der Speicherfristen werden Ihre Daten gelöscht bzw. die 

Papierunterlagen vernichtet, sofern ich nicht nach Artikel 6 Abs. 1 S. 1 Buchstabe c 

DS-GVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen Aufbewahrungs- und 



Dokumentationspflichten (aus Handelsgesetzbuch, Strafgesetzbuch, 

Geldwäschegesetz oder der Abgabenordnung) sowie berufsrechtlicher Vorschriften 

zum Zweck der Kollisionsprüfung zu einer längeren Speicherung verpflichtet bin.  

 

 

7. Welche Rechte haben Sie? 

 

Sie haben das Recht: 

 

- Auskunft darüber zu verlangen, ob ich personenbezogene Daten über Sie 

verarbeite, wenn ja, zu welchen Zwecken ich die Daten und welche Kategorien 

von personenbezogenen Daten ich verarbeite, an wen die Daten ggf. 

weitergeleitet wurden, wie lange die Daten ggf. gespeichert werden sollen und 

welche Rechte Ihnen zustehen (Art. 15 DS-GVO). 

- unzutreffende, Sie betreffende personenbezogene Daten, die bei mir 

gespeichert werden, berichtigen zu lassen. Ebenso haben Sie das Recht, einen 

bei mir gespeicherten unvollständigen Datensatz von mir ergänzen zu lassen 

(Art. 16 DS-GVO). 

- Löschung der Sie betreffenden personenbezogenen Daten zu verlangen, 

sofern ein gesetzlich vorgesehener Grund zur Löschung vorliegt (vgl. Art. 17 

DS-GVO) und die Verarbeitung Ihrer Daten nicht zur Erfül-lung einer 

rechtlichen Verpflichtung oder aus anderen vorrangigen Gründen im Sinne der 

DS-GVO geboten ist.  

- von mir zu verlangen, dass ich Ihre Daten nur noch eingeschränkt, z. B. zur 

Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder aus Gründen eines wichtigen 

öffentlichen Interesses, verarbeite, während ich beispiels-weise Ihren 

Anspruch auf Berichtigung oder Widerspruch prüfe, oder ggf. wenn ich Ihren 

Löschungsanspruch ablehne (vgl. Art. 18 DS-GVO). 

- der Verarbeitung zu widersprechen, sofern diese erforderlich ist, damit ich 

meine im öffentlichen Interesse liegenden Aufgaben wahrnehmen oder mein 

öffentliches Amt ausüben kann, wenn Gründe für den Widerspruch vorliegen, 

die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben (Art. 21 DS-GVO).    



- sich mit einer datenschutzrechtlichen Beschwerde an die Aufsichtsbehörden 

zu wenden. 

 

Die Beschwerde kann unabhängig von der Zuständigkeit bei jeder Aufsichtsbehörde 

erhoben werden. 

 


